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ANHANG I

TEILSYSTEME 
Eine Seilbahn ist in ihre Infrastruktur sowie in nachfolgende Teilsysteme gegliedert, wobei 
jeweils betriebstechnischen und wartungstechnischen Erfordernissen Rechnung zu tragen ist: 

1. Seile und Seilverbindungen 

2. Antriebe und Bremsen 

3. Mechanische Einrichtungen: 

3.1. Seilspanneinrichtungen 

3.2. Mechanische Einrichtungen in den Stationen 

3.3. Mechanische Einrichtungen der Streckenbauwerke 

4. Fahrzeuge 

4.1. Kabinen, Sessel oder Schleppvorrichtungen 

4.2. Gehänge 

4.3. Laufwerke 

4.4. Verbindungen mit dem Seil 

5. Elektrotechnische Einrichtungen: 

5.1. Steuerungs-, Überwachungs- und Sicherheitseinrichtungen 

5.2. Kommunikations- und Informationseinrichtungen 

5.3. Blitzschutzeinrichtungen 

6. Bergeeinrichtungen 

6.1. Feste Bergeeinrichtungen 

6.2. Bewegliche Bergeeinrichtungen 

ANHANG II

WESENTLICHE ANFORDERUNGEN 

1. Gegenstand 
Dieser Anhang legt die wesentlichen Anforderungen für die Konstruktion, den Bau und die 
Inbetriebnahme jeweils einschließlich der betriebstechnischen und wartungstechnischen 
Erfordernisse von Seilbahnen fest. 

2. Allgemeine Anforderungen 
2.1. Sicherheit von Personen 
Bei Konstruktion, Bau und Betrieb von Seilbahnen ist die Sicherheit von Nutzern, 
Betriebspersonal und Dritten oberstes Gebot. 

2.2. Sicherheitsgrundsätze
Im Hinblick auf Konstruktion, Betrieb und Wartung müssen bei allen Seilbahnen die 
folgenden Grundsätze in der angegebenen Reihenfolge beachtet werden: 

– Durch geeignete Vorkehrungen für die Konstruktion und den Bau müssen Gefahren 
vermieden oder zumindest begrenzt werden, 
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– um Gefahren vorzubeugen, die sich durch Konstruktions- und Bauvorkehrungen 
nicht vermeiden lassen, müssen die notwendigen Schutzmaßnahmen festgelegt und 
getroffen werden, 

– zur Vermeidung von Gefahren, die sich durch die in den beiden vorherigen 
Abschnitten genannten Vorkehrungen und Maßnahmen nicht vollständig vermeiden 
lassen, müssen Vorsichtsmaßnahmen festgelegt und bekannt gemacht werden. 

2.3. Berücksichtigung äußerer Umstände 
Seilbahnen sind so zu konstruieren und zu bauen, dass sie unter Berücksichtigung des Typs 
der Seilbahn, der Art und der Merkmale des Geländes und der Umgebung, der 
atmosphärischen und meteorologischen Gegebenheiten sowie der möglichen in der Nähe 
befindlichen Bauwerke und Hindernisse am Boden und in der Luft sicher betrieben werden 
können.

2.4. Bemessung
Die Seilbahn, die Teilsysteme sowie alle Sicherheitsbauteile müssen so bemessen, geplant 
und ausgeführt werden, dass sie allen vorhersehbaren Belastungen - auch außer Betrieb - mit 
ausreichender Sicherheit standhalten, wobei insbesondere äußere Einflüsse, dynamische 
Lasten und Ermüdungserscheinungen zu berücksichtigen sind und dem Stand der Technik 
Rechnung zu tragen ist; dies gilt insbesondere für die Wahl der Werkstoffe. 

2.5. Montage
2.5.1. Die Seilbahn, die Teilsysteme sowie alle Sicherheitsbauteile müssen so geplant und 
ausgeführt werden, dass Montage und Einbau sicher durchgeführt werden können. 

2.5.2. Die Sicherheitsbauteile sind so zu konstruieren, dass Montagefehler entweder 
konstruktiv oder durch geeignete Kennzeichnung der Sicherheitsbauteile verhindert werden. 

2.6. Ausfallsicherheit der Seilbahn 
2.6.1. Die Sicherheitsbauteile müssen so geplant und ausgeführt werden und verwendet 
werden können, dass ihre eigene Funktionssicherheit und/oder die Sicherheit der Seilbahn 
entsprechend der in Anhang III genannten Sicherheitsanalyse in jedem Fall mit einem 
angemessenen Sicherheitsfaktor nachgewiesen und ihr Ausfall dadurch höchst 
unwahrscheinlich ist. 

2.6.2. Die Seilbahn muss so geplant und ausgeführt werden, dass bei ihrem Betrieb für jeden 
Ausfall eines Bauteils, durch den auch nur indirekt die Sicherheit beeinträchtigt wird, 
rechtzeitig eine geeignete entsprechende Maßnahme getroffen wird. 

2.6.3. Die in den Absätzen 2.6.1 und 2.6.2 genannten Schutzmaßnahmen müssen über den 
gesamten Zeitraum zwischen zwei planmäßigen Überprüfungen des jeweiligen Bauteils 
aufrechterhalten werden. Die Zeitabstände für die Überprüfung der Sicherheitsbauteile sind in 
der Betriebsanleitung deutlich anzugeben. 

2.6.4. Sicherheitsbauteile, die als Ersatzteile in Seilbahnen eingebaut werden, müssen sowohl 
die wesentlichen Anforderungen dieser Verordnung als auch die Anforderungen hinsichtlich 
des reibungslosen Zusammenwirkens mit den übrigen Teilen der Seilbahn erfüllen. 

2.6.5. Es müssen Vorkehrungen getroffen werden, damit die Auswirkungen eines Brandes in 
der Seilbahn die Sicherheit der beförderten Personen und des Personals nicht beeinträchtigen. 

2.6.6. Es müssen besondere Vorkehrungen getroffen werden, um die Seilbahn und Personen 
vor den Folgen von Blitzschlag zu schützen. 

2.7. Sicherheitseinrichtungen
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2.7.1. Jeder Fehler, der in der Seilbahn auftritt und zu einem sicherheitskritischen Ausfall 
führen kann, muss – soweit möglich – ermittelt, gemeldet und von einer 
Sicherheitseinrichtung verarbeitet werden. Das gleiche gilt für jedes normalerweise 
vorhersehbare äußere Ereignis, durch das die Sicherheit beeinträchtigt werden kann. 

2.7.2. Die Seilbahn muss jederzeit manuell stillgesetzt werden können. 

2.7.3. Nach einer durch eine Sicherheitseinrichtung ausgelösten Stillsetzung der Seilbahn darf 
ein neuerliches Anlaufen der Anlage erst möglich sein, nachdem die der Situation 
angemessenen Maßnahmen getroffen worden sind. 

2.8. Wartungstechnische Erfordernisse 
Die Seilbahn muss so geplant und ausgeführt werden, dass sowohl planmäßige als auch 
außerplanmäßige Wartungs- und Reparaturarbeiten sicher durchgeführt werden können. 

2.9. Beeinträchtigungen durch Emissionen 
Die Seilbahn muss so geplant und ausgeführt werden, dass Beeinträchtigungen oder 
Belästigungen durch Abgase, Lärm oder Erschütterungen innerhalb und außerhalb der Anlage 
die vorgeschriebenen Höchstwerte nicht überschreiten. 

3. Anforderungen hinsichtlich der Infrastruktur 
3.1. Linienführung, Geschwindigkeit, Abstand zwischen den Fahrzeugen 
3.1.1. Die Seilbahn ist so zu konstruieren, dass sie unter Berücksichtigung der Merkmale des 
Geländes und der Umgebung, der atmosphärischen und meteorologischen Gegebenheiten, der 
möglichen in der Nähe befindlichen Bauwerke und Hindernisse am Boden und in der Luft 
sicher und ohne dass von ihr Störungen oder Gefahren ausgehen, betrieben werden kann; dies 
gilt für alle Betriebs- und Wartungsbedingungen und für die Bergung von Personen. 

3.1.2. Zwischen Fahrzeugen, Schleppeinrichtungen, Fahrbahnen, Seilen usw. und möglichen 
in der Nähe befindlichen Bauwerken und Hindernissen am Boden und in der Luft muss ein 
ausreichender seitlicher und senkrechter Abstand vorhanden sein; dabei sind die Bewegungen 
der Seile und Fahrzeuge bzw. der Schleppeinrichtungen in senkrechter Richtung sowie in 
Längs- und Querrichtung unter den vorhersehbaren ungünstigsten Betriebsverhältnissen zu 
berücksichtigen.

3.1.3. Der maximale Bodenabstand der Fahrzeuge muss sich nach dem Typ der Seilbahn und 
der Fahrzeuge sowie nach den Bergungsverfahren richten. Bei offenen Fahrzeugen sind die 
Absturzgefahr sowie die psychologischen Aspekte in Zusammenhang mit dem Bodenabstand 
zu berücksichtigen. 

3.1.4. Die Höchstgeschwindigkeit der Fahrzeuge oder der Schleppeinrichtungen, ihr 
Mindestabstand sowie ihre Beschleunigungs- und Verzögerungswerte müssen so gewählt 
werden, dass die Sicherheit der Personen und die Betriebssicherheit der Seilbahn 
gewährleistet sind. 

3.2. Stationen und Streckenbauwerke 
3.2.1. Die Stationen und Streckenbauwerke müssen so konstruiert, gebaut und ausgerüstet 
sein, dass die Standsicherheit gegeben ist. Sie müssen bei allen möglichen 
Betriebsverhältnissen eine sichere Führung der Seile und Fahrzeuge und 
Schleppeinrichtungen gewährleisten und eine sichere Wartung ermöglichen. 

3.2.2. Die Ein- und Ausstiegsbereiche der Seilbahn sind so zu gestalten, dass sie einen 
sicheren Verkehr der Fahrzeuge, Schleppeinrichtungen und der Personen ermöglichen. 
Insbesondere müssen sich die Fahrzeuge und Schleppeinrichtungen in den Stationen so 

http://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXV&inr=18940&code1=RAG&code2=VKR&gruppen=&comp=
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bewegen können, dass Personen dabei unter Berücksichtigung ihrer möglichen aktiven 
Beteiligung nicht gefährdet werden. 

4. Anforderungen hinsichtlich der Seile, der Antriebe und Bremsen sowie der 
mechanischen und elektrischen Einrichtungen 
4.1. Seile und Seilauflagen 
4.1.1. In Bezug auf die Seile sind alle Vorkehrungen entsprechend dem Stand der Technik zu 
treffen, um 

– einen Bruch der Seile und ihrer Befestigungen bzw. Verbindungen zu vermeiden; 

– den Rahmen der Grenzbelastungswerte einzuhalten; 

– ihre Sicherheit auf den Auflagen zu gewährleisten und ein Entgleisen zu verhindern; 

– ihre Überwachung zu ermöglichen. 

4.1.2. Läßt sich die Gefahr eines Entgleisens der Seile nicht völlig vermeiden, so sind 
Vorkehrungen zu treffen, um im Entgleisungsfall ein Auffangen der Seile und ein Stillsetzen 
der Anlage ohne Gefährdung von Personen zu ermöglichen. 

4.2. Mechanische Einrichtungen 
4.2.1. Antriebe 

Leistung und Einsatzmöglichkeiten des Antriebssystems einer Seilbahn müssen den 
unterschiedlichen Betriebssystemen und -arten angepasst sein. 

4.2.2. Notantrieb 

Die Seilbahn muss über einen Notantrieb verfügen, dessen Energieversorgung vom 
Hauptantrieb unabhängig ist. Auf den Notantrieb kann jedoch verzichtet werden, wenn die 
Sicherheitsanalyse zu dem Ergebnis führt, dass Personen die Fahrzeuge und insbesondere die 
Schleppeinrichtungen auch dann einfach, rasch und sicher verlassen können, wenn kein 
Notantrieb vorhanden ist. 

4.2.3. Bremssystem 

4.2.3.1. Die Stillsetzung der Seilbahn und/oder der Fahrzeuge muss im Notfall auch unter den 
ungünstigsten Last- und Haftungsverhältnissen auf den Treibscheiben, die während des 
Betriebs zulässig sind, jederzeit möglich sein. Der Bremsweg muss so gering sein, wie es die 
Sicherheit der Seilbahn erfordert. 

4.2.3.2. Die Verzögerungswerte müssen innerhalb angemessener Grenzen liegen, damit 
sowohl die Sicherheit von Personen als auch das einwandfreie Verhalten der Fahrzeuge, Seile 
und anderen Teile der Seilbahn gewährleistet ist. 

4.2.3.3. Alle Seilbahnen müssen über zwei oder mehr Bremssysteme verfügen, von denen 
jedes Halt bewirken kann und die so aufeinander abgestimmt sind, dass sie automatisch das 
gerade in Betrieb befindliche System ersetzen, wenn dessen Wirksamkeit nicht mehr 
ausreicht. Das letzte Bremssystem für das Zugseil muss direkt auf die Treibscheibe wirken. 
Diese Vorschriften gelten nicht für Schleppaufzüge. 

4.2.3.4. Die Seilbahn muss mit einer wirksamen Stillsetzungs- und Haltevorrichtung 
ausgestattet sein, die ein vorzeitiges Wiederanlaufen verhindert. 

4.3. Steuereinrichtungen 
Die Steuereinrichtungen müssen so konstruiert und ausgeführt sein, dass sie sicher und 
zuverlässig sind und den üblichen Betriebsbelastungen und äußeren Einflüssen wie 
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Feuchtigkeit, extremer Temperatur oder elektromagnetischen Störungen standhalten und dass 
selbst bei Bedienungsfehlern keine Gefahrensituationen entstehen. 

4.4. Kommunikationseinrichtungen 
Das Personal muss ständig über geeignete Einrichtungen miteinander in Verbindung treten 
und im Notfall die Benutzer entsprechend unterrichten können. 

5. Fahrzeuge und Schleppeinrichtungen 
5.1. Die Fahrzeuge und/oder die Schleppeinrichtungen müssen so geplant und gestaltet sein, 
dass unter vorhersehbaren Betriebsbedingungen niemand herausfallen kann oder anderweitig 
gefährdet wird. 

5.2. Die Befestigungen der Fahrzeuge und der Schleppeinrichtungen am Seil müssen so 
bemessen und ausgeführt sein, dass sie 

– das Seil nicht beschädigen; 

– nicht rutschen können, es sei denn, ein Rutschen ist für die Sicherheit des Fahrzeugs, 
der Schleppeinrichtung und der Anlage unerheblich; 

diese Anforderungen müssen auch unter ungünstigsten Bedingungen erfüllt sein. 

5.3. Die Türen von Fahrzeugen (Wagen, Kabinen) müssen so geplant und ausgeführt sein, 
dass sie geschlossen und verriegelt werden können. Der Fußboden und die Wände der 
Fahrzeuge müssen so geplant und ausgeführt sein, dass sie unter allen Umständen dem Druck 
und den Belastungen durch die Benutzer standhalten. 

5.4. Ist zur Gewährleistung der Betriebssicherheit die Anwesenheit eines Fahrzeugbegleiters 
erforderlich, dann muss das Fahrzeug so ausgerüstet sein, dass dieser seine Aufgaben erfüllen 
kann.

5.5. Die Fahrzeuge und/oder Schleppeinrichtungen und insbesondere ihre Aufhängungen 
müssen so geplant und ausgeführt sein, dass die Sicherheit von Beschäftigten, die unter 
Einhaltung der entsprechenden Vorschriften und Hinweise daran arbeiten, gewährleistet ist. 

5.6. Bei Fahrzeugen mit kuppelbaren Klemmen müssen alle Vorkehrungen getroffen werden, 
damit fehlerhaft am Seil angekuppelte Fahrzeuge noch vor der Ausfahrt und nicht entkuppelte 
Fahrzeuge bei der Einfahrt ohne Gefährdung der Benutzer stillgesetzt werden und ein 
Abstürzen dieser Fahrzeuge verhindert wird. 

5.7. Bei Fahrzeugen von Standseilbahnen und – sofern die Art der Seilbahn es zuläßt – bei 
Zweiseilbahnen ist eine auf die Fahrbahn wirkende automatische Fahrzeugbremse 
vorzusehen, wenn die Möglichkeit des Bruches des bewegenden Seiles nach vernünftigem 
Ermessen nicht ausgeschlossen werden kann. 

5.8. Läßt sich die Gefahr eines Entgleisens des Fahrzeugs durch andere Vorkehrungen nicht 
völlig vermeiden, so muss das Fahrzeug mit einem Entgleisungsschutz ausgerüstet werden, 
der es ermöglicht, das Fahrzeug ohne Gefährdung von Personen stillzusetzen. 

6. Einrichtungen für die Benutzer 
Der Zugang zum Einstieg und der Abgang vom Ausstieg sowie das Ein- und Aussteigen der 
Benutzer muss mit Rücksicht auf den Umlauf und den Stillstand der Fahrzeuge so organisiert 
sein, dass die Sicherheit von Personen, insbesondere an Stellen mit Absturzgefahr, 
gewährleistet ist. 
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Eine sichere Benutzung der Seilbahn durch Kinder und Personen mit eingeschränkter 
Beweglichkeit muss möglich sein, wenn die Seilbahn für die Beförderung solcher Personen 
bestimmt ist. 

7. Betriebstechnische Erfordernisse 
7.1. Sicherheit 
7.1.1. Es müssen alle technischen Vorkehrungen und Maßnahmen getroffen werden, damit die 
Seilbahn bestimmungsgemäß und entsprechend ihren technischen Besonderheiten und 
festgelegten Betriebsbedingungen benutzt werden kann und damit die Hinweise im Hinblick 
auf einen sicheren Betrieb und die ordnungsgemäße Instandhaltung eingehalten werden 
können. Die Betriebsanleitung und die entsprechenden Hinweise sind in einer Sprache, die 
von den Nutzern leicht verstanden werden kann gemäß der Entscheidung des Mitgliedstaats, 
auf dessen Hoheitsgebiet die Seilbahn errichtet wird, abzufassen. 

7.1.2. Den mit der Führung der Seilbahn betrauten Personen, die für diese Aufgabe geeignet 
sein müssen, sind angemessene Arbeitsmittel zur Verfügung zu stellen. 

7.2. Sicherheit im Fall einer Betriebsstörung der Seilbahn 
Es müssen alle technischen Vorkehrungen und Maßnahmen getroffen werden, damit die 
Benutzer bei einer Betriebsstörung der Seilbahn, die nicht kurzfristig behoben werden kann, 
innerhalb einer dem Seilbahntyp und seiner Umgebung angemessenen Frist in Sicherheit 
gebracht werden können. 

7.3. Weitere besondere Sicherheitsvorkehrungen 
7.3.1. Führerstände und Arbeitsplätze 

Bewegliche Anlageteile, die normalerweise in den Stationen zugänglich sind, müssen so 
geplant, ausgeführt und eingebaut sein, dass Gefahren vermieden werden; bei dennoch 
bestehenden Gefahren müssen sie mit Schutzeinrichtungen versehen sein, die ein direktes 
Berühren der Seilbahnteile, das zu Unfällen führen könnte, verhindern. Diese Einrichtungen 
dürfen sich nicht ohne weiteres lösen oder unwirksam machen lassen. 

7.3.2. Absturzgefahr 

Die für Arbeiten oder andere Eingriffe vorgesehenen Stellen und Bereiche sowie deren 
Zugänge müssen, selbst wenn sie nur gelegentlich benutzt werden, so konstruiert und gebaut 
sein, dass Personen, die dort tätig sind oder sich dort aufhalten, vor Absturzgefahr sicher sind. 
Sind diese Vorkehrungen nicht ausreichend, müssen die Arbeitsplätze zusätzlich mit 
Verankerungen für persönliche Ausrüstungen für den Schutz vor Absturz ausgestattet sein. 

ANHANG III

SICHERHEITSANALYSE
Bei der Sicherheitsanalyse, die bei allen Seilbahnen nach Artikel 8 durchzuführen ist, ist jeder 
geplanten Betriebsart Rechnung zu tragen. Diese Analyse muss nach einer anerkannten oder 
feststehenden Methode durchgeführt werden, wobei der Stand der Technik und die 
Komplexität der Seilbahn zu berücksichtigen sind. Durch die Analyse soll auch sichergestellt 
werden, dass bei Konstruktion und Ausführung der Seilbahn das örtliche Umfeld und die 
ungünstigsten Bedingungen berücksichtigt werden, damit ein zufriedenstellendes Maß an 
Sicherheit erreicht wird. 

Die Sicherheitsanalyse erstreckt sich auch auf die Sicherheitseinrichtungen und deren 
Wirkung auf die Seilbahn und die dabei eingesetzten, mit ihnen verbundenen Teilsysteme; 
damit wird bezweckt, dass diese 
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– entweder beim ersten Anzeichen einer Störung oder eines Ausfalls reagieren können, 
um dann in einem die Sicherheit gewährleistenden Zustand, in einer ausfallsicheren 
Betriebsart oder im Zwangshalt zu bleiben, oder 

– redundant sind und überwacht werden oder 

– so ausgelegt sind, dass die Wahrscheinlichkeit ihres Ausfalls berechnet werden kann, 
und sie einen Standard aufweisen, der mit dem der Sicherheitseinrichtungen 
gleichwertig ist, die den in den beiden vorherigen Abschnitten genannten Kriterien 
genügen.

Die Sicherheitsanalyse führt zur Erstellung eines Verzeichnisses der Risiken und 
Gefahrensituationen gemäß Artikel 8 Absatz 1 und zur Festlegung der in Artikel 8 Absatz 2 
genannten Liste der Sicherheitsbauteile. Das Ergebnis der Sicherheitsanalyse ist in einem 
Sicherheitsbericht zusammenzufassen. 

ANHANG IV

KONFORMITÄTSBEWERTUNGSVERFAHREN FÜR TEILSYSTEME UND 
SICHERHEITSBAUTEILE: MODUL B: EU-BAUMUSTERPRÜFUNG – 

BAUMUSTER 
1. Bei der EU-Baumusterprüfung handelt es sich um den Teil eines 
Konformitätsbewertungsverfahrens, bei dem eine notifizierte Stelle den technischen Entwurf 
eines Teilsystems oder eines Sicherheitsbauteils untersucht und prüft und bescheinigt, dass es 
die Anforderungen dieser Verordnung erfüllt. 

2. Die EU-Baumusterprüfung erfolgt durch Bewertung der Eignung des technischen Entwurfs 
des Teilsystems oder des Sicherheitsbauteils anhand einer Prüfung der unter Nummer 3 
genannten technischen Unterlagen und zusätzlichen Nachweise sowie Prüfung eines für die 
geplante Produktion repräsentativen Musters des vollständigen Teilsystems oder des 
Sicherheitsbauteils (Baumuster). 

3. Der Antrag auf EU-Baumusterprüfung ist vom Hersteller bei einer einzigen notifizierten 
Stelle seiner Wahl einzureichen. 

Der Antrag enthält Folgendes: 

(a) Name und Anschrift des Herstellers und, wenn der Antrag vom 
Bevollmächtigten eingereicht wird, auch dessen Namen und Anschrift; 

(b) eine schriftliche Erklärung, dass derselbe Antrag bei keiner anderen 
notifizierten Stelle eingereicht worden ist; 

(c) die technischen Unterlagen für das Teilsystem und/oder das Sicherheitsbauteil
gemäß Anhang IX; 

(d) ein für die geplante Produktion repräsentatives Muster des Teilsystems oder 
Sicherheitsbauteils oder genaue Angaben über den Ort, an dem es geprüft 
werden kann. Die notifizierte Stelle kann weitere Muster verlangen, wenn sie 
diese für die Durchführung des Prüfungsprogramms benötigt. 

4. Die notifizierte Stelle führt folgende Tätigkeiten aus: 

4.1. Überprüfung der technischen Unterlagen und zusätzlichen Nachweise, um die 
Angemessenheit des technischen Entwurfs des Teilsystems oder des Sicherheitsbauteils zu 
bewerten;

4.2. Überprüfung, ob das Muster in Übereinstimmung mit den technischen Unterlagen 
hergestellt wurde, und Feststellung, welche Teile nach den geltenden Vorschriften der 
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einschlägigen harmonisierten Normen und technischen Spezifikationen entworfen wurden 
und welche Teile ohne Anwendung der einschlägigen Vorschriften dieser Normen entworfen 
wurden;

4.3. Durchführung bzw. Veranlassung der geeigneten Untersuchungen und Prüfungen, um 
festzustellen, ob die Lösungen aus den einschlägigen harmonisierten Normen und/oder 
technischen Spezifikationen korrekt angewandt worden sind, sofern der Hersteller sich für 
ihre Anwendung entschieden hat; 

4.4. Durchführung bzw. Veranlassung der geeigneten Untersuchungen und Prüfungen, um 
festzustellen, ob die Lösungen aus den einschlägigen harmonisierten Normen und/oder 
technischen Spezifikationen korrekt angewandt worden sind, sofern der Hersteller sich für 
ihre Anwendung entschieden hat; 

4.5. Durchführung bzw. Veranlassung der geeigneten Untersuchungen und Prüfungen, um 
festzustellen, ob die Lösungen, die der Hersteller angewandt hat, die entsprechenden 
wesentlichen Anforderungen dieser Verordnung erfüllen, sofern der Hersteller sich nicht für 
die Lösungen aus den einschlägigen harmonisierten Normen und/oder technischen 
Spezifikationen entschieden hat; 

4.6. Vereinbarung mit dem Hersteller, wo die Untersuchungen und Prüfungen durchgeführt 
werden.

5. Die notifizierte Stelle erstellt einen Prüfungsbericht über die gemäß Nummer 1.4 
durchgeführten Maßnahmen und die dabei erzielten Ergebnisse. Unbeschadet ihrer 
Verpflichtungen gegenüber den notifizierenden Behörden veröffentlicht die notifizierte Stelle 
den Inhalt dieses Berichts oder Teile davon nur mit Zustimmung des Herstellers. 

6. Entspricht das Baumuster den Anforderungen dieser Verordnung, stellt die notifizierte 
Stelle dem Hersteller eine EU-Baumusterprüfbescheinigung aus. Diese Bescheinigung enthält 
den Namen und die Anschrift des Herstellers, die Ergebnisse der Prüfungen, etwaige 
Bedingungen für ihre Gültigkeit und die erforderlichen Daten für die Identifizierung des 
zugelassenen Baumusters (Teilsystems oder Sicherheitsbauteil) und gegebenenfalls eine 
Beschreibung seiner Funktionsweise. Der Bescheinigung können ein oder mehrere Anhänge 
beigefügt werden. 

Die Bescheinigung und ihre Anhänge enthalten alle zweckdienlichen Angaben, anhand derer 
sich die Übereinstimmung der hergestellten Teilsysteme oder Sicherheitsbauteile mit dem 
geprüften Baumuster beurteilen und gegebenenfalls eine Kontrolle nach ihrer Inbetriebnahme 
durchführen lässt. 

Die Bescheinigung gilt für eine Dauer von höchstens dreißig Jahren ab dem Datum ihrer 
Ausstellung. Entspricht das Baumuster nicht den geltenden Anforderungen dieser 
Verordnung, verweigert die notifizierte Stelle die Ausstellung einer EU-
Baumusterprüfbescheinigung und unterrichtet den Antragsteller darüber, wobei sie ihre 
Weigerung ausführlich begründet. 

7. Die notifizierte Stelle hält sich über alle Änderungen des allgemein anerkannten Stands der 
Technik auf dem Laufenden; deuten diese darauf hin, dass das zugelassene Baumuster nicht 
mehr den geltenden Anforderungen dieser Verordnung entspricht, entscheidet sie, ob 
derartige Änderungen weitere Untersuchungen nötig machen. Ist dies der Fall, setzt die 
notifizierte Stelle den Hersteller davon in Kenntnis. 

Der Hersteller unterrichtet die notifizierte Stelle, der die technischen Unterlagen zur EU-
Baumusterprüfbescheinigung vorliegen, über alle Änderungen an dem zugelassenen 
Baumuster, die die Übereinstimmung des Teilsystems oder Sicherheitsbauteils mit den 



DE 10   DE

wesentlichen Anforderungen dieser Verordnung oder den Bedingungen für die Gültigkeit der 
Bescheinigung beeinträchtigen können. 

Die notifizierte Stelle prüft diese Änderungen und teilt dem Hersteller mit, ob die EU-
Baumusterprüfbescheinigung weiterhin gilt oder weitere Untersuchungen, Kontrollen oder 
Prüfungen nötig sind. Gegebenenfalls stellt die notifizierte Stelle eine Ergänzung zur 
ursprünglichen EU-Baumusterprüfbescheinigung aus oder verlangt, dass eine neue EU-
Baumusterprüfbescheinigung beantragt wird. 

8. Jede notifizierte Stelle unterrichtet ihre notifizierenden Behörden und die anderen 
notifizierten Stellen über die EU-Baumusterprüfbescheinigungen und/oder etwaige 
Ergänzungen dazu, die sie ausgestellt hat. 

Eine notifizierte Stelle, die die Ausstellung einer EU-Baumusterprüfbescheinigung ablehnt 
oder eine solche zurückzieht, aussetzt oder anderweitig einschränkt, unterrichtet ihre 
notifizierenden Behörden sowie die anderen notifizierten Stellen darüber und begründet diese 
Entscheidung.

Die Kommission, die Mitgliedstaaten und die anderen notifizierten Stellen erhalten auf 
Verlangen ein Exemplar der EU-Baumusterprüfbescheinigungen und/oder ihrer Ergänzungen. 
Die Kommission und die Mitgliedstaaten erhalten auf Verlangen ein Exemplar der 
technischen Unterlagen und der Ergebnisse der durch die notifizierte Stelle vorgenommenen 
Prüfungen. Die notifizierte Stelle bewahrt ein Exemplar der EU-Baumusterprüfbescheinigung 
samt Anhängen und Ergänzungen sowie des technischen Dossiers einschließlich der vom 
Hersteller eingereichten Unterlagen bis zum Ende der Gültigkeitsdauer der Bescheinigung 
auf.

9. Der Hersteller hält ein Exemplar der EU-Baumusterprüfbescheinigung samt Anhängen und 
Ergänzungen zusammen mit den technischen Unterlagen für einen Zeitraum von dreißig 
Jahren ab dem Inverkehrbringen des Teilsystems oder Sicherheitsbauteils für die nationalen 
Behörden bereit. 

10. Die unter den Nummern 7 und 9 genannten Verpflichtungen des Herstellers können von 
seinem Bevollmächtigten erfüllt werden, falls sie im Auftrag festgelegt sind. 

ANHANG V

KONFORMITÄTSBEWERTUNGSVERFAHREN FÜR TEILSYSTEME UND 
SICHERHEITSBAUTEILE: MODUL D: KONFORMITÄT MIT DER BAUART AUF 

DER GRUNDLAGE EINER QUALITÄTSSICHERUNG BEZOGEN AUF DEN 
PRODUKTIONSPROZESS 

1. Die Konformität mit der Bauart auf der Grundlage einer Qualitätssicherung bezogen auf 
den Produktionsprozess ist der Teil eines Konformitätsbewertungsverfahrens, bei dem der 
Hersteller die in den Nummern 2.2 und 2.5 genannten Verpflichtungen erfüllt sowie 
gewährleistet und auf eigene Verantwortung erklärt, dass die betreffenden Teilsysteme oder 
Sicherheitsbauteile den für sie geltenden Anforderungen dieser Verordnung genügen. 

2. Herstellung 

Der Hersteller betreibt ein zugelassenes Qualitätssicherungssystem für die Herstellung, 
Endabnahme und Prüfung der betreffenden Teilsysteme oder Sicherheitsbauteile nach 
Nummer 2.3; er unterliegt der Überwachung nach Nummer 2.4. 

3. Qualitätssicherungssystem 

3.1. Der Hersteller beantragt bei einer notifizierten Stelle seiner Wahl die Bewertung seines 
Qualitätssicherungssystems. 
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Der Antrag enthält Folgendes: 

(a) Namen und Anschrift des Herstellers sowie, wenn der Antrag vom Bevollmächtigten 
eingereicht wird, auch dessen Namen und Anschrift, 

(b) eine schriftliche Erklärung, dass derselbe Antrag bei keiner anderen notifizierten 
Stelle eingereicht worden ist, 

(c) alle einschlägigen Angaben über die Teilsysteme oder Sicherheitsbauteile, die nach 
Modul B zugelassen wurden, 

(d) die Unterlagen über das Qualitätssicherungssystem, 

(e) die technischen Unterlagen über das zugelassene Baumuster und ein Exemplar der 
EU-Baumusterprüfbescheinigung(en), 

(f) genaue Angaben über den Ort, an dem das Teilsystem oder Sicherheitsbauteil 
hergestellt wird. 

3.2. Das Qualitätssicherungssystem gewährleistet die Übereinstimmung der Teilsysteme oder 
Sicherheitsbauteile mit der (den) in der EU-Baumusterprüfbescheinigung beschriebenen 
Bauart(en) und den für sie geltenden Anforderungen dieser Verordnung.

Alle vom Hersteller berücksichtigten Grundlagen, Anforderungen und Vorschriften sind 
systematisch und geordnet in Form schriftlicher Grundsätze, Verfahren und Anweisungen 
zusammenzustellen. Diese Unterlagen über das Qualitätssicherungssystem sollen 
sicherstellen, dass die Qualitätssicherungsprogramme, -pläne, -handbücher und -berichte 
einheitlich ausgelegt werden. 

Sie müssen insbesondere eine angemessene Beschreibung folgender Punkte enthalten: 

(a) Qualitätsziele sowie organisatorischer Aufbau, Zuständigkeiten und Befugnisse des 
Managements in Bezug auf die Produktqualität, 

(b) entsprechende Fertigungs-, Qualitätskontroll- und Qualitätssicherungstechniken, 
angewandte Verfahren und systematische Maßnahmen, 

(c) Untersuchungen und Prüfungen, die vor, während und nach der Herstellung 
durchgeführt werden, mit Angabe ihrer Häufigkeit, 

(d) Qualitätssicherungsunterlagen wie Kontrollberichte, Prüf- und Eichdaten, Berichte 
über die Qualifikation der in diesem Bereich beschäftigen Mitarbeiter usw., 

(e) Mittel, mit denen die Verwirklichung der angestrebten Produktqualität und die 
wirksame Arbeitsweise des Qualitätssicherungssystems überwacht werden können. 

3.3. Die notifizierte Stelle bewertet das Qualitätssicherungssystem, um festzustellen, ob es die 
unter der Nummer 3.2 genannten Anforderungen erfüllt. 

Bei den Teilen des Qualitätssicherungssystems, die die entsprechenden Spezifikationen der 
nationalen Norm erfüllen, mit der die einschlägige harmonisierte Norm und/oder technischen 
Spezifikationen umgesetzt werden, wird von der Erfüllung dieser Anforderungen 
ausgegangen.

Das Audit umfasst auch einen Kontrollbesuch in den Räumlichkeiten, in denen die 
Teilsysteme oder Sicherheitsbauteile hergestellt, kontrolliert und geprüft werden. 

Zusätzlich zur Erfahrung mit Qualitätsmanagementsystemen verfügt mindestens ein Mitglied 
des Auditteams über Erfahrung mit der Bewertung im Bereich der Seilbahnen und der
betreffenden Technologie der Teilsysteme oder Sicherheitsbauteile sowie über Kenntnis der 
geltenden Anforderungen dieser Verordnung. Das Audit umfasst auch einen Kontrollbesuch 
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in den Räumlichkeiten des Herstellers. Das Auditteam überprüft die unter Nummer 3.1 
Buchstabe e genannten technischen Unterlagen, um sich zu vergewissern, dass der Hersteller 
in der Lage ist, die einschlägigen Anforderungen dieser Verordnung zu erkennen und die 
erforderlichen Prüfungen durchzuführen, damit die Konformität der Teilsysteme oder 
Sicherheitsbauteile mit diesen Anforderungen gewährleistet ist. 

Der Hersteller wird von der Entscheidung in Kenntnis gesetzt. Die Mitteilung enthält die 
Ergebnisse der Prüfung und die Entscheidung mit ihrer Begründung. 

3.4. Der Hersteller verpflichtet sich, die Verpflichtungen aus dem Qualitätssicherungssystem 
in seiner zugelassenen Form zu erfüllen und dafür zu sorgen, dass es stets sachgemäß und 
effizient funktioniert. 

3.5. Der Hersteller unterrichtet die notifizierte Stelle, die das Qualitätssicherungssystem 
zugelassen hat, laufend über alle geplanten Aktualisierungen des Qualitätssicherungssystems. 

Die notifizierte Stelle beurteilt die geplanten Änderungen und entscheidet, ob das geänderte 
Qualitätssicherungssystem noch den unter Nummer 3.2 genannten Anforderungen entspricht 
oder ob eine erneute Bewertung erforderlich ist. 

Sie teilt dem Hersteller das Ergebnis der Bewertung mit. Im Falle einer erneuten Bewertung 
gibt sie dem Hersteller ihre Entscheidung bekannt. Die Mitteilung enthält die Ergebnisse der 
Prüfung und die Entscheidung mit ihrer Begründung. 

4. Überwachung unter der Verantwortlichkeit der notifizierten Stelle 

4.1. Die Überwachung soll gewährleisten, dass der Hersteller die Verpflichtungen aus dem 
zugelassenen produktionsbezogenen Qualitätssicherungssystem vorschriftsmäßig erfüllt. 

4.2. Der Hersteller gewährt der notifizierten Stelle für die Bewertung Zugang zu den 
Herstellungs-, Abnahme-, Prüf- und Lagereinrichtungen und stellt ihr alle erforderlichen 
Unterlagen zur Verfügung, insbesondere 

(a) die Unterlagen über das Qualitätssicherungssystem, 

(b) Qualitätssicherungsunterlagen wie Kontrollberichte, Prüf- und Eichdaten, Berichte 
über die Qualifikation der in diesem Bereich beschäftigen Mitarbeiter usw. 

4.3. Die notifizierte Stelle führt regelmäßig, das heißt mindestens alle zwei Jahre, Audits 
durch, um sicherzustellen, dass der Hersteller das Qualitätssicherungssystem aufrechterhält 
und anwendet, und übergibt ihm einen entsprechenden Prüfbericht. 

4.4. Darüber hinaus kann die notifizierte Stelle beim Hersteller unangemeldete 
Besichtigungen durchführen. Während dieser Besichtigungen kann die notifizierte Stelle 
erforderlichenfalls Produktprüfungen durchführen oder durchführen lassen, um sich vom 
ordnungsgemäßen Funktionieren des Qualitätssicherungssystems zu vergewissern. Die 
notifizierte Stelle übergibt dem Hersteller einen Bericht über den Besuch und im Falle einer 
Prüfung einen Prüfbericht. 

5. CE-Kennzeichnung und Konformitätserklärung 

5.1. Der Hersteller bringt das CE-Kennzeichen und, unter der Verantwortung der notifizierten 
Stelle gemäß Nummer 3.1, deren Kennnummer an jedem Teilsystem oder Sicherheitsbauteil 
an, das mit der in der EU-Baumusterprüfbescheinigung beschriebenen Bauart übereinstimmt 
und die Anforderungen dieser Verordnung erfüllt. Stimmt die notifizierte Stelle zu, kann der 
Hersteller unter deren Verantwortung die Kennnummer der notifizierten Stelle während des 
Fertigungsprozesses auf den Teilsystemen oder Sicherheitsbauteilen anbringen. 
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5.2. Der Hersteller stellt für jedes Teilsystem oder Sicherheitsbauteil eine schriftliche EU-
Konformitätserklärung aus und hält sie für einen Zeitraum von dreißig Jahren ab dem 
Inverkehrbringen des Teilsystems oder Sicherheitsbauteils für die nationalen Behörden bereit. 
Aus der EU-Konformitätserklärung muss hervorgehen, für welches Modell eines Teilsystems 
oder Sicherheitsbauteils sie ausgestellt wurde. 

Ein Exemplar der EU-Konformitätserklärung wird den zuständigen Behörden auf Verlangen 
zur Verfügung gestellt. 

6. Der Hersteller hält für einen Zeitraum von mindestens dreißig Jahren ab dem 
Inverkehrbringen des letzten Teilsystems oder des letzten Sicherheitsbauteils folgende 
Unterlagen für die nationalen Behörden zur Verfügung: 

(a) die technischen Unterlagen gemäß Nummer 3.1, 

(b) die Änderung gemäß Nummer 3.5 in ihrer genehmigten Form, 

(c) die Entscheidungen und Berichte der notifizierten Stelle gemäß den Nummern 3.5, 
4.3 und 4.4. 

7. Jede notifizierte Stelle unterrichtet ihre notifizierenden Behörden über Zulassungen von 
Qualitätssicherungssystemen, die sie zurückgenommen hat, und übermittelt ihnen in 
regelmäßigen Abständen oder auf Verlangen Informationen über die Bewertung von 
Qualitätssicherungssystemen.  

Jede notifizierte Stelle unterrichtet die anderen notifizierten Stellen über Zulassungen von 
Qualitätssicherungssystemen, die sie verweigert, ausgesetzt, zurückgenommen oder 
anderweitig eingeschränkt hat, und begründet diese Entscheidung. 

8. Bevollmächtigter 

Die unter den Nummern 3.1, 3.5, 5 und 6 genannten Verpflichtungen des Herstellers können 
von seinem Bevollmächtigten in seinem Auftrag und unter seiner Verantwortung erfüllt 
werden, falls sie im Auftrag festgelegt sind. 

ANHANG VIa
KONFORMITÄTSBEWERTUNGSVERFAHREN FÜR TEILSYSTEME UND 

SICHERHEITSBAUTEILE: MODUL F: KONFORMITÄT MIT DER BAUART AUF 
DER GRUNDLAGE EINER PRÜFUNG DES TEILSYSTEMS ODER 

SICHERHEITSBAUTEILS
1. Bei der Konformität mit der Bauart auf der Grundlage einer Prüfung des Teilsystems oder 
Sicherheitsbauteils handelt es sich um den Teil eines Konformitätsbewertungsverfahrens, bei 
dem der Hersteller die in den Nummern 3.2, 3.5.1 und 3.6 festgelegten Verpflichtungen erfüllt 
und auf eigene Verantwortung erklärt, dass die den Bestimmungen von Nummer 3.3 
unterworfenen betreffenden Teilsysteme oder Sicherheitsbauteile der in der EU-
Baumusterprüfbescheinigung beschriebenen Bauart entsprechen und die Anforderungen 
dieser Verordnung erfüllen. 

2. Herstellung 

Der Hersteller trifft alle erforderlichen Maßnahmen, damit der Fertigungsprozess und seine 
Überwachung die Übereinstimmung der hergestellten Teilsysteme oder Sicherheitsbauteile 
mit der in der EU-Baumusterprüfbescheinigung beschriebenen zugelassenen Bauart und mit 
den Anforderungen dieser Verordnung gewährleisten. 

3. Prüfung 
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3.1. Der Hersteller beantragt bei einer notifizierten Stelle seiner Wahl die Prüfung der 
Teilsysteme oder Sicherheitsbauteile. 

Der Antrag enthält Folgendes: 

(a) Namen und Anschrift des Herstellers sowie, wenn der Antrag vom Bevollmächtigten 
eingereicht wird, auch dessen Namen und Anschrift, 

(b) eine schriftliche Erklärung, dass derselbe Antrag bei keiner anderen notifizierten 
Stelle eingereicht worden ist, 

(c) alle zweckdienlichen Informationen über die Teilsysteme oder Sicherheitsbauteile, 
die nach Modul B zugelassen wurden, 

(d) die technischen Unterlagen über das zugelassene Baumuster und ein Exemplar der 
EU-Baumusterprüfbescheinigung(en), 

(e) genaue Angaben über den Ort, an dem das Teilsystem oder Sicherheitsbauteil 
(hergestellt wird) untersucht werden kann. 

3.2 Die notifizierte Stelle führt die erforderlichen Untersuchungen und Tests durch oder 
lässt sie durchführen, um festzustellen, ob die Teilsysteme oder Sicherheitsbauteile der in der 
EU-Baumusterprüfbescheinigung beschriebenen zugelassenen Bauart entsprechen und die 
Anforderungen dieser Verordnung erfüllen. 

Die Untersuchungen und Prüfungen zur Kontrolle der Konformität der Teilsysteme oder 
Sicherheitsbauteile mit den entsprechenden Anforderungen werden je nach Entscheidung des 
Herstellers entweder mittels Prüfung und Erprobung jedes einzelnen Teilsystems oder 
Sicherheitsbauteils gemäß Nummer 4 oder mittels einer statistischen Prüfung und Erprobung 
der Teilsysteme oder Sicherheitsbauteile gemäß Nummer 5 durchgeführt. 

4. Prüfung der Konformität durch Prüfungen und Erprobung jedes einzelnen Teilsystems oder 
Sicherheitsbauteils 

4.1. Alle Teilsysteme oder Sicherheitsbauteile werden einzeln untersucht, und es werden 
geeignete Prüfungen gemäß der/den einschlägigen harmonisierten Norm/-en oder 
gleichwertige Prüfungen durchgeführt, um ihre Konformität mit der in der EU-
Baumusterprüfbescheinigung beschriebenen zugelassenen Bauart und den anwendbaren 
Anforderungen dieser Verordnung zu überprüfen. 

In Ermangelung einer solchen harmonisierten Norm entscheidet die notifizierte Stelle darüber, 
welche Prüfungen durchgeführt werden. 

4.2. Die notifizierte Stelle stellt auf der Grundlage dieser Untersuchungen und Prüfungen eine 
Konformitätsbescheinigung aus und bringt an jedem genehmigten Teilsystem oder 
Sicherheitsbauteil ihre Kennnummer an oder lässt diese unter ihrer Verantwortung anbringen. 

Der Hersteller hält die Konformitätsbescheinigungen für einen Zeitraum von dreißig Jahren 
ab dem Inverkehrbringen des Teilsystems oder Sicherheitsbauteils für die nationalen 
Behörden zur Einsichtnahme bereit. 

5. Überprüfung der Konformität mit statistischen Mitteln  

5.1. Der Hersteller trifft alle erforderlichen Maßnahmen, damit der Fertigungsprozess und 
seine Überwachung die Übereinstimmung aller produzierten Lose gewährleisten und er legt 
sein Teilsystem oder Sicherheitsbauteil in einheitlichen Losen zur Überprüfung vor. 

5.2. Jedem Los wird gemäß den Anforderungen dieser Verordnung eine beliebige Probe 
entnommen. Jedes Teilsystem oder Sicherheitsbauteil aus einer Stichprobe ist einzeln zu 
untersuchen und es sind entsprechende Prüfungen gemäß der/den einschlägigen 
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harmonisierten Norm/en und/oder gemäß den technischen Spezifikationen oder gleichwertige 
Prüfungen durchzuführen, um seine Konformität mit der in der EU-
Baumusterprüfbescheinigung beschriebenen zugelassenen Bauart und mit den anwendbaren 
Anforderungen dieser Verordnung sicherzustellen und so zu ermitteln, ob das Los 
angenommen oder abgelehnt wird. In Ermangelung einer solchen harmonisierten Norm 
entscheidet die notifizierte Stelle darüber, welche Prüfungen durchgeführt werden. 

5.3. Wird ein Los angenommen, so gelten alle Teilsysteme oder Sicherheitsbauteile des Loses 
als zugelassen, außer der Stichprobe entstammende Teilsysteme oder Sicherheitsbauteile mit 
negativem Prüfergebnis. 

Die notifizierte Stelle stellt auf der Grundlage dieser Untersuchungen und Prüfungen eine 
Konformitätsbescheinigung aus und bringt an jedem genehmigten Teilsystem oder 
Sicherheitsbauteil ihre Kennnummer an oder lässt diese unter ihrer Verantwortung anbringen. 

Der Hersteller hält die Konformitätsbescheinigungen für einen Zeitraum von dreißig Jahren 
ab dem Inverkehrbringen des Teilsystems oder Sicherheitsbauteils für die nationalen 
Behörden bereit. 

5.4. Wird ein Los abgelehnt, so ergreift die notifizierte Stelle oder die zuständige Behörde 
geeignete Maßnahmen, um zu verhindern, dass das Los in Verkehr gebracht wird. Bei 
gehäufter Ablehnung von Losen kann die notifizierte Stelle die statistische Kontrolle 
aussetzen und geeignete Maßnahmen treffen. 

6. CE-Kennzeichnung und EU-Konformitätserklärung 

6.1. Der Hersteller bringt das CE-Kennzeichen und, unter der Verantwortung der notifizierten 
Stelle gemäß Nummer 3, deren Kennnummer an jedem Teilsystem oder Sicherheitsbauteil an, 
das mit der in der EU-Baumusterprüfbescheinigung beschriebenen zugelassenen Bauart 
übereinstimmt und die anwendbaren Anforderungen dieser Verordnung erfüllt.  

6.2. Der Hersteller stellt für jedes Teilsystem oder Sicherheitsbauteil eine schriftliche EU-
Konformitätserklärung aus und hält sie für einen Zeitraum von dreißig Jahren ab dem 
Inverkehrbringen des Teilsystems oder Sicherheitsbauteils für die nationalen Behörden bereit. 
Aus der EU-Konformitätserklärung muss hervorgehen, für welches Teilsystem oder 
Sicherheitsbauteil sie ausgestellt wurde. 

Ein Exemplar der EU-Konformitätserklärung wird den zuständigen Behörden auf Verlangen 
zur Verfügung gestellt. 

Ein Exemplar der EU-Konformitätserklärung wird auf Verlangen zur Verfügung gestellt. 

Stimmt die in Nummer 3 genannte notifizierte Stelle zu, kann der Hersteller unter der 
Verantwortung dieser notifizierten Stelle auch die Kennnummer der notifizierten Stelle auf 
den Teilsystemen oder Sicherheitsbauteilen anbringen. 

7. Stimmt die notifizierte Stelle zu, kann der Hersteller unter deren Verantwortung die 
Kennnummer der notifizierten Stelle während des Fertigungsprozesses auf den Teilsystemen 
oder Sicherheitsbauteilen anbringen. 

8. Bevollmächtigter 

Die unter den Nummern 2 und 5.1 genannten Verpflichtungen des Herstellers können von 
seinem Bevollmächtigten in seinem Auftrag und unter seiner Verantwortung erfüllt werden, 
falls sie im Auftrag festgelegt sind.

ANHANG VII

http://www.parlament.gv.at/pls/portal/le.link?gp=XXV&inr=18940&code1=RAG&code2=VKR&gruppen=&comp=
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KONFORMITÄTSBEWERTUNGSVERFAHREN FÜR TEILSYSTEME UND 
SICHERHEITSBAUTEILE: MODUL G: KONFORMITÄTSERKLÄRUNG AUF DER 

GRUNDLAGE EINER EINZELPRÜFUNG 
1. Bei der Konformität auf der Grundlage einer Einzelprüfung handelt es sich um den Teil 
eines Konformitätsbewertungsverfahrens, bei dem der Hersteller die in den Nummern 4.2, 4.3 
und 4.5 festgelegten Verpflichtungen erfüllt sowie gewährleistet und auf eigene 
Verantwortung erklärt, dass das den Bestimmungen von Nummer 4.4 unterworfene 
betreffende Teilsystem oder Sicherheitsbauteil die Anforderungen dieser Verordnung erfüllt. 

2. Herstellung 

Der Hersteller trifft alle erforderlichen Maßnahmen, damit der Entwurfs- und 
Fertigungsprozess und seine Überwachung die Übereinstimmung der hergestellten 
Teilsysteme oder Sicherheitsbauteile mit den anwendbaren Anforderungen dieser Verordnung 
gewährleisten.

3. Prüfung 

3.1. Der Hersteller beantragt bei einer notifizierten Stelle seiner Wahl die Einzelprüfung eines 
Teilsystems oder eines Sicherheitsbauteils. 

Der Antrag enthält Folgendes: 

(a) Namen und Anschrift des Herstellers sowie, wenn der Antrag vom Bevollmächtigten 
eingereicht wird, auch dessen Namen und Anschrift, 

(b) eine schriftliche Erklärung, dass derselbe Antrag bei keiner anderen notifizierten 
Stelle eingereicht worden ist, 

(c) die technischen Unterlagen für das Teilsystem oder das Sicherheitsbauteil gemäß 
Anhang IX, 

(d) genaue Angaben über den Ort, an dem das Teilsystem oder Sicherheitsbauteil 
(hergestellt wird) untersucht werden kann. 

3.2 Die notifizierte Stelle prüft die technischen Unterlagen für das Teilsystem oder das 
Sicherheitsbauteil und führt die entsprechenden Untersuchungen und Prüfungen nach den 
einschlägigen harmonisierten Normen und/oder technischen Spezifikationen oder 
gleichwertige Prüfungen durch oder lässt sie durchführen, um seine Konformität mit den 
anwendbaren Anforderungen dieser Verordnung zu prüfen. In Ermangelung einer solchen 
harmonisierten Norm und/oder technischen Spezifikation entscheidet die betreffende 
notifizierte Stelle darüber, welche Prüfungen durchgeführt werden. 

Die notifizierte Stelle stellt auf der Grundlage dieser Untersuchungen und Prüfungen eine 
Konformitätsbescheinigung aus und bringt an jedem genehmigten Teilsystem oder 
Sicherheitsbauteil ihre Kennnummer an oder lässt diese unter ihrer Verantwortung anbringen. 

Falls die notifizierte Stelle die Ausstellung einer Konformitätsbescheinigung verweigert, muss 
sie dies ausführlich begründen und die erforderlichen Abhilfemaßnahmen angeben. 

Wenn der Hersteller erneut die Einzelprüfung des betreffenden Teilsystems oder 
Sicherheitsbauteils beantragt, muss er dies bei derselben notifizierten Stelle tun. 

Die notifizierte Stelle übermittelt der Kommission und den Mitgliedstaaten auf Verlangen 
eine Abschrift der Konformitätsbescheinigung. 

Der Hersteller hält die technischen Unterlagen und eine Abschrift der 
Konformitätsbescheinigung für einen Zeitraum von dreißig Jahren ab dem Inverkehrbringen 
des Teilsystems oder Sicherheitsbauteils für die nationalen Behörden bereit. 



DE 17   DE

4. CE-Kennzeichnung und EU-Konformitätserklärung 

4.1. Der Hersteller bringt das CE-Kennzeichen und, unter der Verantwortung der notifizierten 
Stelle gemäß Nummer 4, deren Kennnummer an jedem Teilsystem oder Sicherheitsbauteil an, 
das die anwendbaren Anforderungen dieser Verordnung erfüllt. 

4.2. Der Hersteller stellt eine schriftliche EU-Konformitätserklärung aus und hält sie für einen 
Zeitraum von dreißig Jahren ab dem Inverkehrbringen des Teilsystems oder 
Sicherheitsbauteils für die nationalen Behörden bereit. Aus der EU-Konformitätserklärung 
muss hervorgehen, für welches Teilsystem oder Sicherheitsbauteil sie ausgestellt wurde. 

Ein Exemplar der EU-Konformitätserklärung wird den zuständigen Behörden auf Verlangen 
zur Verfügung gestellt. 

5. Bevollmächtigter 

Die unter den Nummern 3.1 und 4 genannten Verpflichtungen des Herstellers können von 
seinem Bevollmächtigten in seinem Auftrag und unter seiner Verantwortung erfüllt werden, 
falls sie im Auftrag festgelegt sind. 

ANHANG VIII

KONFORMITÄTSBEWERTUNGSVERFAHREN FÜR TEILSYSTEME UND 
SICHERHEITSBAUTEILE: MODUL H: KONFORMITÄT AUF DER GRUNDLAGE 

EINER UMFASSENDEN QUALITÄTSSICHERUNG 
1. Bei der Konformität auf der Grundlage einer umfassenden Qualitätssicherung handelt 
es sich um den Teil eines Konformitätsbewertungsverfahrens, bei dem der Hersteller die in 
den Nummern 2 und 5 festgelegten Verpflichtungen erfüllt sowie gewährleistet und auf 
eigene Verantwortung erklärt, dass die betreffenden Teilsysteme oder Sicherheitsbauteile die 
Anforderungen dieser Verordnung erfüllen. 

2. Herstellung 

Der Hersteller betreibt ein zugelassenes Qualitätssicherungssystem für Konstruktion, 
Herstellung, Endabnahme und Prüfung der Teilsysteme oder Sicherheitsbauteile nach 
Nummer 3; er unterliegt der Überwachung nach Nummer 4. 

3. Qualitätssicherungssystem 

3.1. Der Hersteller beantragt bei einer notifizierten Stelle seiner Wahl die Bewertung seines 
Qualitätssicherungssystems für die betreffenden Teilsysteme oder Sicherheitsbauteile. 

Der Antrag enthält Folgendes: 

(a) Namen und Anschrift des Herstellers sowie, wenn der Antrag vom Bevollmächtigten 
eingereicht wird, auch dessen Namen und Anschrift, 

(b) alle erforderlichen Angaben über die Teilsysteme oder Sicherheitsbauteile, die 
hergestellt werden sollen, 

(c) die technischen Unterlagen gemäß Anhang IX für ein repräsentatives Baumuster 
jeder Kategorie eines Teilsystems oder Sicherheitsbauteils, das hergestellt werden 
soll,

(d) die Unterlagen über das Qualitätssicherungssystem, 

(e) genaue Angaben über die Räumlichkeiten, in denen die Teilsysteme oder 
Sicherheitsbauteile entworfen, hergestellt, kontrolliert und geprüft werden,
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(f) eine schriftliche Erklärung, dass derselbe Antrag bei keiner anderen notifizierten 
Stelle eingereicht worden ist. 

3.2. Das Qualitätssicherungssystem gewährleistet die Übereinstimmung des Teilsystems oder 
Sicherheitsbauteils mit den jeweils geltenden Anforderungen dieser Verordnung. 

Alle vom Hersteller berücksichtigten Grundlagen, Anforderungen und Vorschriften sind 
systematisch und geordnet in Form schriftlicher Grundsätze, Verfahren und Anweisungen 
zusammenzustellen. Diese Unterlagen über das Qualitätssicherungssystem sollen 
sicherstellen, dass die Qualitätssicherungsprogramme, -pläne, -handbücher und -berichte 
einheitlich ausgelegt werden. 

Sie müssen insbesondere eine angemessene Beschreibung folgender Punkte enthalten: 

(a) Qualitätsziele sowie organisatorischer Aufbau, Zuständigkeiten und Befugnisse des 
Managements in Bezug auf den Entwurf und die Qualität der Teilsysteme und 
Sicherheitsbauteile, 

(b) technische Konstruktionsspezifikationen, einschließlich der angewandten Normen, 
sowie – wenn die einschlägigen harmonisierten Normen nicht vollständig 
angewendet werden – die Mittel, mit denen gewährleistet werden soll, dass die 
wesentlichen Anforderungen dieser Verordnung erfüllt werden, 

(c) Techniken zur Steuerung der Entwicklung und Prüfung des 
Entwicklungsergebnisses, Verfahren und systematische Maßnahmen, die bei der 
Entwicklung der Teilsysteme oder Sicherheitsbauteile angewandt werden, 

(d) entsprechende Fertigungs-, Qualitätskontroll- und Qualitätssicherungstechniken, 
angewandte Verfahren und systematische Maßnahmen, 

(e) Untersuchungen und Prüfungen, die vor, während und nach der Herstellung 
durchgeführt werden, mit Angabe ihrer Häufigkeit, 

(f) Qualitätssicherungsunterlagen wie Kontrollberichte, Prüf- und Eichdaten, Berichte 
über die Qualifikation der in diesem Bereich beschäftigen Mitarbeiter usw., 

(g) Mittel, mit denen die Verwirklichung der angestrebten Konstruktions- und 
Produktqualität und die wirksame Arbeitsweise des Qualitätssicherungssystems 
überwacht werden können. 

3.3. Die notifizierte Stelle bewertet das Qualitätssicherungssystem, um festzustellen, ob es die 
in Nummer 3.2 genannten Anforderungen erfüllt. Bei den Teilen des 
Qualitätssicherungssystems, die die entsprechenden Spezifikationen der nationalen Norm 
erfüllen, mit der die einschlägige harmonisierte Norm und/oder technische Spezifikation 
umgesetzt wird, wird von der Erfüllung dieser Anforderungen ausgegangen. 

Das Audit umfasst auch einen Kontrollbesuch in den Räumlichkeiten, in denen die 
Teilsysteme oder Sicherheitsbauteile konstruiert, hergestellt, kontrolliert und geprüft werden. 

Zusätzlich zur Erfahrung mit Qualitätsmanagementsystemen verfügt mindestens ein Mitglied 
des Auditteams über Erfahrung mit der Bewertung im Bereich der Seilbahnen und der 
betreffenden Technologie der Teilsysteme oder Sicherheitsbauteile sowie über Kenntnis der 
geltenden Anforderungen dieser Verordnung.

Das Auditteam überprüft die unter Nummer 3.1 genannten technischen Unterlagen, um sich 
zu vergewissern, dass der Hersteller in der Lage ist, die anzuwendenden Anforderungen 
dieser Verordnung zu erkennen und die erforderlichen Prüfungen durchzuführen, damit die 
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Konformität der Teilsysteme oder Sicherheitsbauteile mit diesen Anforderungen gewährleistet 
ist.

Die notifizierte Stelle teilt ihre Entscheidung dem Hersteller oder seinem Bevollmächtigten 
mit. Die Mitteilung enthält die Ergebnisse der Prüfung und die Entscheidung mit ihrer 
Begründung.

3.4. Der Hersteller verpflichtet sich, die Verpflichtungen aus dem Qualitätssicherungssystem 
in seiner zugelassenen Form zu erfüllen und dafür zu sorgen, dass es stets sachgemäß und 
effizient funktioniert. 

3.5. Der Hersteller unterrichtet die notifizierte Stelle, die das Qualitätssicherungssystem 
zugelassen hat, laufend über alle geplanten Änderungen des Qualitätssicherungssystems. 

Die notifizierte Stelle prüft die geplanten Änderungen und entscheidet, ob das geänderte 
Qualitätssicherungssystem noch den unter Nummer 3.2 genannten Anforderungen entspricht 
oder ob eine erneute Bewertung erforderlich ist. 

Sie teilt dem Hersteller das Ergebnis der Bewertung mit. Im Falle einer erneuten Bewertung 
gibt sie dem Hersteller ihre Entscheidung bekannt. Die Mitteilung enthält die Ergebnisse der 
Prüfung und die Entscheidung mit ihrer Begründung. 

4. Überwachung unter der Verantwortlichkeit der notifizierten Stelle 

4.1. Die Überwachung soll gewährleisten, dass der Hersteller die Verpflichtungen aus dem 
zugelassenen Qualitätssicherungssystem vorschriftsmäßig erfüllt. 

4.2. Der Hersteller gewährt der notifizierten Stelle für die Bewertung Zugang zu den 
Entwurfs-, Herstellungs-, Abnahme-, Prüf- und Lagereinrichtungen und stellt ihr alle 
erforderlichen Unterlagen zur Verfügung, insbesondere 

(a) die Unterlagen über das Qualitätssicherungssystem, 

(b) die im Qualitätssicherungssystem für den Entwicklungsbereich vorgesehenen 
qualitätsbezogenen Aufzeichnungen wie Ergebnisse von Analysen, Berechnungen, 
Prüfungen usw., 

(c) die im Qualitätssicherungssystem für den Fertigungsbereich vorgesehenen 
qualitätsbezogenen Aufzeichnungen wie Prüfberichte, Prüfdaten, Eichdaten, Berichte 
über die Qualifikation der in diesem Bereich beschäftigten Mitarbeiter usw. 

4.3. Die notifizierte Stelle führt regelmäßig Audits durch, um sicherzustellen, dass der 
Hersteller das Qualitätssicherungssystem aufrechterhält und anwendet, und übergibt ihm 
einen entsprechenden Prüfbericht. Die Häufigkeit der Audits ist so zu wählen, dass alle drei 
Jahre eine vollständige Neubewertung vorgenommen wird. 

4.4. Darüber hinaus kann die notifizierte Stelle beim Hersteller unangemeldete 
Besichtigungen durchführen. 

Während dieser Besichtigungen kann die notifizierte Stelle erforderlichenfalls 
Produktprüfungen durchführen oder durchführen lassen, um sich über das ordnungsgemäße 
Funktionieren des Qualitätssicherungssystems zu vergewissern. Sie übergibt dem Hersteller 
einen Bericht über den Besuch und im Falle einer Prüfung einen Prüfbericht. 

5. CE-Kennzeichnung und EU-Konformitätserklärung 

5.1. Der Hersteller bringt das CE-Kennzeichen und, unter der Verantwortung der 
notifizierten Stelle gemäß Nummer 3.1, deren Kennnummer an jedem Teilsystem oder 
Sicherheitsbauteil an, das mit der in der EU-Baumusterprüfbescheinigung beschriebenen 
Bauart übereinstimmt und die Anforderungen dieser Verordnung erfüllt. 
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Stimmt die notifizierte Stelle zu, kann der Hersteller unter deren Verantwortung die 
Kennnummer der notifizierten Stelle während des Fertigungsprozesses auf den Teilsystemen 
oder Sicherheitsbauteilen anbringen. 

5.2. Der Hersteller stellt für jedes Teilsystem oder Sicherheitsbauteil eine schriftliche EU-
Konformitätserklärung aus und hält ein Exemplar davon für einen Zeitraum von dreißig 
Jahren ab dem Inverkehrbringen des Teilsystems oder Sicherheitsbauteils für die nationalen 
Behörden bereit. Aus der EU-Konformitätserklärung muss hervorgehen, für welches 
Teilsystem oder Sicherheitsbauteil sie ausgestellt wurde. 

Ein Exemplar der EU-Konformitätserklärung wird den zuständigen Behörden auf Verlangen 
zur Verfügung gestellt. 

6. Der Hersteller hält für einen Zeitraum von mindestens dreißig Jahren ab dem 
Inverkehrbringen des Teilsystems oder Sicherheitsbauteils folgende Unterlagen für die 
nationalen Behörden zur Verfügung: 

(a) die technischen Unterlagen gemäß Nummer 3.1 Buchstabe c, 

(b) die Unterlagen zu dem Qualitätssicherungssystem nach Nummer 3.1,  

(c) die Unterlagen zur Änderung gemäß Nummer 3.5 in ihrer genehmigten Form, 

(d) die Entscheidungen und Berichte der notifizierten Stelle gemäß den Nummern 3.3, 
3.5, 4.3 und 4.4. 

7. Jede notifizierte Stelle unterrichtet ihre notifizierenden Behörden über Zulassungen von 
Qualitätssicherungssystemen, die sie erteilt oder zurückgenommen hat, und übermittelt ihnen 
in regelmäßigen Abständen oder auf Verlangen eine Aufstellung aller Zulassungen von 
Qualitätssicherungssystemen, die sie verweigert, ausgesetzt oder auf andere Art eingeschränkt 
hat.

Jede notifizierte Stelle unterrichtet die anderen notifizierten Stellen über Zulassungen von 
Qualitätssicherungssystemen, die sie verweigert, ausgesetzt oder zurückgenommen hat, und 
auf Verlangen über alle Zulassungen von Qualitätssicherungssystemen, die sie erteilt hat. 

8. Bevollmächtigter 

Die unter den Nummern 3.1, 3.5, 5 und 6 genannten Verpflichtungen des Herstellers können 
von seinem Bevollmächtigten in seinem Auftrag und unter seiner Verantwortung erfüllt 
werden, falls sie im Auftrag festgelegt sind. 

ANHANG IX

TECHNISCHE UNTERLAGEN FÜR TEILSYSTEME UND 
SICHERHEITSBAUTEILE

(1) Die technischen Unterlagen müssen eine Bewertung der Übereinstimmung des 
Teilsystems oder Sicherheitsbauteils mit den einschlägigen Anforderungen dieser 
Verordnung ermöglichen und eine angemessene Analyse und Bewertung der Risiken 
enthalten. In den technischen Unterlagen sind die geltenden Anforderungen 
aufzuführen und die Konstruktion, die Herstellung und der Betrieb des Teilsystems 
oder Sicherheitsbauteils zu erfassen, soweit sie für die Konformitätsbewertung von 
Belang sind.

(2) Die technischen Unterlagen enthalten zumindest folgende Elemente: 

(a) eine allgemeine Beschreibung des Teilsystems oder Sicherheitsbauteils, 
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(b) Konstruktionen, Fertigungszeichnungen und -pläne von Bauteilen, 
Unterbaugruppen, Schaltkreisen usw. sowie Beschreibungen und 
Erläuterungen, die zum Verständnis der genannten Zeichnungen und Pläne 
sowie der Funktionsweise des Teilsystems oder Sicherheitsbauteils erforderlich 
sind,

(c) eine Aufstellung, welche harmonisierten Normen und/oder anderen 
technischen Spezifikationen, deren Fundstellen im Amtsblatt der Europäischen 
Union veröffentlicht wurden, vollständig oder in Teilen angewandt worden 
sind, und eine Beschreibung, mit welchen Lösungen die wesentlichen 
Anforderungen der Verordnung insoweit erfüllt wurden, als diese 
harmonisierten Normen nicht angewandt wurden. Im Fall von teilweise 
angewandten harmonisierten Normen werden die Teile, die angewandt wurden, 
in den technischen Unterlagen angegeben; 

(d) die zusätzlichen Nachweise für eine angemessene Lösung für die Konstruktion 
einschließlich der Ergebnisse der Konstruktionsberechnungen, Untersuchungen 
und Prüfungen die vom Hersteller oder für diesen durchgeführt wurden sowie 
die dazugehörigen Berichte, 

(e) ein Exemplar der Anweisungen für das Teilsystem oder Sicherheitsbauteil, 

(f) für Teilsysteme ein Exemplar der EU-Konformitätserklärungen für die im 
Teilsystem verwendeten Sicherheitsbauteile.

ANHANG X

EU-KONFORMITÄTSERKLÄRUNG FÜR TEILSYSTEME UND 
SICHERHEITSBAUTEILE

(1) Die EU-Konformitätserklärung muss dem Teilsystem oder Sicherheitsbauteil 
beigefügt sein. Sie ist in derselben Sprache oder in denselben Sprachen wie die in 
Anhang II Nummer 7.1.1 genannte Betriebsanleitung abzufassen. 

(2) Die EU-Konformitätserklärung enthält die folgenden Elemente: 

(a) Modell des Teilsystems oder Sicherheitsbauteils (Produkt-, Chargen-, Typen- 
oder Seriennummer), 

(b) Name und Anschrift des Herstellers und gegebenenfalls seines 
Bevollmächtigten, 

(c) Die alleinige Verantwortung für die Ausstellung dieser Konformitätserklärung 
trägt der Hersteller. 

(d) Gegenstand der Erklärung (Bezeichnung des Teilsystems oder 
Sicherheitsbauteils zwecks Rückverfolgbarkeit. Sie kann gegebenenfalls ein 
Foto enthalten, auf dem das Teilsystem oder Sicherheitsbauteil erkennbar ist): 

– Beschreibung des Teilsystems oder Sicherheitsbauteils (Typ usw.); 

– angewandtes Konformitätsbewertungsverfahren; 

– Name und Anschrift der notifizierten Stelle, die die 
Konformitätsbewertung durchgeführt hat; 

– Verweis auf die EU-Baumusterprüfbescheinigung sowie Angabe des 
Datums und gegebenenfalls Informationen zu Dauer und Bedingungen 
der Gültigkeit der Bescheinigung; 
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– alle einschlägigen Bestimmungen, die das Bauteil erfüllen muss, 
insbesondere die Verwendungsbedingungen. 

(e) Der oben beschriebene Gegenstand der Erklärung erfüllt die einschlägigen 
Harmonisierungsrechtsvorschriften der Union: ……………. (Angabe der 
anderen angewandten EU-Rechtsvorschriften): 

(f) Angabe der einschlägigen harmonisierten Normen, die zugrunde gelegt 
wurden, oder Angabe der Spezifikationen, für die die Konformität erklärt wird: 

(g) Die notifizierte Stelle bzw. die notifizierten Stellen ... (Name Anschrift, 
Kennnummer) ... hat bzw. haben (Beschreibung ihrer Mitwirkung) ... und 
folgende Bescheinigung(en) ausgestellt: … 

(h) - Identifikation der Person, die zur rechtsverbindlichen Unterzeichnung für den 
Hersteller oder seinen Bevollmächtigten befugt ist. 

(i) Weitere Angaben: 

Unterzeichnet für und im Namen von: ……………………. 

(Ort und Datum der Ausstellung): 

(Name, Funktion) (Unterschrift): 

ANHANG XI

ENTSPRECHUNGSTABELLE
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